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IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL
In der Verwaltungsrechtssache

1.  der  Frau

2. der Frau q,ls. 'zl ich vertreten durch die Mutter
Frau

Staatsangehörigkeit: Serbien, 
l,6Og

Kläoer.

Proz.-Bev. zu 1-2: Rechtsanwälte Focken und andere,
Holtenauer Straße 69,24105 Kiel, - 2-602112 -

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration
und Flüchtl inge - Außenstel le Neumünster-,
Haart 148,24539 Neumünster, - 54 375 57-170 -

Beklaqte.

Streitgegenstand: Anerkennung als Asylberechtigte(r), Ausreiseaufforderung
und Abschiebungsandrohung
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hat das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht - 15. Kammer - auf die mündliche
Verhandlung vom 2. Dezember 2013 durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsge-
richt Meyer fur Recht erkannt:

Das Verfahren wird eingestel l t ,  soweit die Klägerinnen die Kla-
ge in  der  mündl ichen Verhandlung zurückgenommen haben.

lm Übrigen wird die Beklagte unter insoweit iger Aufhebung von
Ziffern 3) und 4) des Bescheides des Bundesamtes für Migrati-
on und Flüchtl inge vom 05.01 .2012 verpfl ichtet, festzustel len.
dass für die Klägerin zu 1.) ein Abschiebungsverbot gemäß

S 60 Abs. 7 AufenthG hinsichtl ich der Republik Serbien besteht.

Die Klägerinnen tragen drei Viertel der Kosten des gesamten
Verfahrens, die Beklagte trägt ein Viertet.

Gerichtskosten werden nicht erhoben.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar.

Der Beklagten wird nachgelassen, die Vollstreckung durch
Sicherheitsleistung in Höhe der erstattungsfähigen Kosten ab-
zuwenden, wenn die Klägerinnen vor der Vollstreckung in glei-
cher Höhe Sicherheit leisten.

Ta tbes tand :

Die Klägerinnen sind serbische Staatsangehörige. Die Klägerin zu '1) ist am 13.01.1972

im heut igen Mazedonien geboren worden,  d ie  Kläger inzu2)  am 29.12.1996 in  der  heut i -

gen Republik Serbien. Die Klägerinnen gehören der Volksgruppe der Roma an. Die Klä-

gerin zu 1) spricht rnuttersprachlich Romani und Albanisch, sie ist des Serbischen nur

begrenzt mächtig. Die Klägerinnen verl ießen Serbien Ende Juli  2010 und reisten über

Ungarn kommen in  d ie  Bundesrepubl ik  Deutschland e in.  Hier  s te l l ten s ie  am 11.08.2010

einen Antrag auf Gewährung poli t ischen Asyls.

Die Kläger in  zu 1)  is t  am 05.10.2010 vor  dem Bundesamt für  Migrat ion und Flücht l inge in

Neumünster angehört worden. Sie führte dabei aus, sie sei standesamtl ich mit einem

Serben verheiratet gewesen. Dieser habe nicht gewusst, dass sie eine Roma sei. Als er

dies erfahren habe, habe er sich von ihr scheiden lassen. Der Vater der Klägerin zu 2) sei

Kosovare, er kenne seine Tochter gar nicht, da er sie vor der Geburt der Klägerin zu 2)

verlassen habe. Es habe auch keinerlei Kontakt mehr gegeben. Sie selbst habe nur ein

Jahr die Schule besucht und sei ansonsten auf der Straße aufqewachsen. Sie habe Ser-
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bien zusammen mit ihrem Bruder im Juli  2010 verlassen. Das Jahr davor habe sie ver-

sucht, in Skopje in Mazedonien zu leben. Dort lebe eine Schwester ihrer Mutter, sie habe

dort jedoch auf Dauer nicht bleiben können. Nach ihrer Rückkehr hätten sie im Dorf

Brezane in Serbien eine kleine leerstehende Hutte gefunden, die völ l ig mit Gras und Un-

kraut umwachsen gewesen sei. Sie hätten sich dann Zugang zu dieser Hütte verschafft

und diese dann genutzt. Diese Hütte hätten sie zufäl l ig gefunden und seien dort dann

geblieben. Wahrscheinl ich seien dort frt iher Schweine gehalten worden. Eines Abends,

als sie wie üblich in der Hütte gesessen hätten, habe es an der Tür geklopft und sie habe

aufgemacht. Sie habe einen uniformierten und drei nicht uniformierte Männer gesehen.

Diese seien hereingekommen, hätten die Tür hinter sich zugemacht und ihre Tochter ge-

schlagen, lhrer Tochter sei es dann gelungen, durch ein kaputtes Fenster ohne Glas zu

fl iehen. Die Männer hätten sie brutal geschlagen und ihr einen Zahn ausgeschlagen. Sie

sei an der rechten Hand und am Gesicht verletzt worden und vergewalt igt worden. Dann

hätten sie gedroht, wiederzukommen und auch ihre Tochter zu vergewalt igen. Sie sei

danach eine Zeit lang bewusstlos gewesen und auch ihre Tochter sei sehr verstört gewe-

sen. Am nächsten Tag seien sie zur Polizei gegangen, um den ÜOerfatt zu melden. Die

Polizisten hätten gelacht und gesagt, dass sei Zigeunerkram. Dann seien sie aus der Wa-

che herausgeworfen worden. Der uniformierte Vergewaltiger sei Polizist gewesen, den sie

zuvor schon mal im Vorbeigehen gesehen habe. Sie habe mit ihm jedoch zuvor nichts zu

tun gehabt. Die drei nicht uniformierten Männer habe sie vorher überhaupt noch nicht ge-

sehen. Sie habe auf der Polizeiwache erzählt,  was ihr passiert sei. Sie habe auch gesagt,

dass ein Polizist sie vergewalt igt habe. Als sie angefangen habe, dies zu erzählen, hätten

die Polizisten noch während sie geredet habe angefangen zu lachen und gesagt dies sei

Zigeunerkram, sie hätten mit ihr nichts zu besprechen. Sie hätten sie am Arm gepackt und

hinausgeworfen. Sie hätten auch gesagt, sie sol le nicht mehr wieder kommen.

Noch während des laufenden Verwaltungsverfahrens sind zwei ärztl iche Gutachten des

Facharztes für Allgemeinmedizin und Psychotherapeuten Dr. Dankert vom 24.03.2011

und vom 27.09.2011 eingereicht worden. Dr. Dankert kommt darinzu dem Ergebnis, dass

die Klägerin zu 1) an einer schweren posttraumatischen Belastungsstörung und einer

schweren depressiven Episode mit Angsten leide. Eine Abschiebung sei f t ir  die Klägerin-

nen extrern destabil isierend und erneut traumatisierend, die aus ärztl icher Sicht zu un-

übersehbaren Gefahren und Verschärfungen der Erkrankungen führen werde.

Mi t  Bescheid vom 05.01.2012 lehnte das Bundesamt für  Migrat ion und Flücht l inge den

Asylantrag der Klägerinnen ab und stel l te fest, dass die Voraussetzungen von $ 60 Abs. 1
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AufenthG sowie Abschiebungsverbote nach $ 60 Abs. 2 - 7 AutenthG nicht vorlägen.

Gleichzeit ig setzte es eine Ausreisefr ist und drohte die Abschiebung der Klägerinnen in

d ie Republ ik  Serb ien an.

In Bezug auf S 60 Abs. 7 AufenthG wurde im Bescheid ausgeführt, es ergäben sich er-

hebliche Zweitel an der dargelegten Diagnose einer posttraumatischen Belastungsstörung

mit schwerer depressiver Episode und Suizidali tät bei Rückführung aufgrund der unvoll-

ständigen A.namnese, die aufgrund rron Sprachschwierigkeiten vom beha.ndelnden Arzt

selbst eingeräumt werde. Selbst wenn man das Vorl iegen einer posttraumatischen Bela-

stungsstörung unterstel le, sei dies nicht geeignet, ein Abschiebungsverbot im Sinne von $

60 Abs. 7 S. 1 AufenthG zu begründen, da diese Erkrankung auch für Roma in Serbien

behandelbar  se i .

Gegen den am 19.01.2012 zugestel l ten Bundesamtsbescheid ist am 27.01.2012 die vor-

l iegende Klage erhoben worden. lm Laufe des Klagverfahrens sind unter dem 25.04.2012

und dem 14.11.2013 weitere Stel lungnahmen des behandelnden Arztes Dr. Dankert ein-

gereicht worden, die die zuvor getroffene Diagnose bestätigen. Darüber hinaus sind unter

dem 09.11.2012 und dem 25.11,2013 Ste l lungnahmen des Dip lom-Psychologen Engbers

eingereicht worden, die ebenfal ls die erste getroffene Diagnose bestätigen. Herr Engbers

führ t  in  der  Ste l lungnahme vom 09.11.2012 aus,  dass s ich d ie Kläger in  zu 1)se i tAugust

2012 in seiner Praxis in einer wöchentl ich statff indenden psychotherapeutischen Behand-

lung befinde, die mit Unterstützung einer vereidigten Dolmetscherin durchgeführt werde.

Vom 30.04.2012 bis zum 05.06,2012hahe sich die Klägerin zu 1) in einer stationären

Behandlung in der Klinik für Psychiatr ie und Psychotherapie in Preetz befunden. Ein wei-

terer stationärer Krankenhausaufenthalt hat vom 15. bis zum 21.11.20'12 in der Klinik

Preelz stattgefunden, bei dem u. a. eine psychische Belastungssituation mit einem Zu-

stand nach Suizidversuch diagnostiziert worden ist. In einer letzten Stel lungnahme vom

25.11.2013 führt Herr Engbers aus, prognostisch bestehe eine akute und permanente

Gefährdung durch Suizidali tät und Risiken weiterer psychosomatischer Dekompensatio-

nen.

Bezuglich der Klägerin zu 2) l iegt eine ärztl iche Stel lungnahme von Dr. Dankert vom

18.10.2012 vor ,  in  der  ausgeführ t  wi rd,  d ie  Kläger in  zu 2)  le ide durch d ie t raumat ischen

Erlebnisse ihrer Mutter ebenfal ls unter einer erheblichen posttraumatischen Störung mit

Depress ionen,  Eine Ste l lungnahme der  Dip lom-Psychologin Inbar  vom 26.11.2013 d iag-

nostiziert für die Klägerin zu 2) eine posttraumatische Belastungsstörung nach Vergewal-



- 5 -

t igung und Zeugenschaft bei der Vergewalt igung der Mutter, sowie der Diskriminierung

aufgrund der Zugehörigkeit zur Minderheit der Roma und eine schwere depressive Stö-

rung.

In der mündlichen Verhandlung am 02.12.2013 hat die Klägerin zu 2) ihre Klage insge-

samt zurückgenommen. Die Klägerin zu 1) hat ihre Klage zurückgenommen, soweit die

Anerkennung der Asylberechtigung sowie der Flüchtl ingseigenschaft nach $ 60 Abs. 1

AufenthG begeht woi 'den war.

Danach beantragt  d ie  Kläger inzu 1)  s inngemäß,

die Beklagte unter insoweitiger Aufhebung von Zittern 3) und 4) des Bescheides

vom 05.01 .2012 zu verpfl ichten, festzustel len, dass ein Abschiebungsverbot nach

$ 60 Abs. 7 AufenthG hinsichtl ich der Republik Serbien besteht.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie verweist zur Begründung auf den angefochtenen Bescheid.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des Vorbringens der Betei l igten

wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und des beigezogenen Verwaltungsvorganges Bezug

genommen.

En tsche idunqsq ründe :

Das Verfahren war gemäß $ 92 Abs. 3 VwGO einzustellen, soweit die Klägerinnen ihre

Klage in der mündl ichen Verhandlung am 02.12.2013 zurückgenommen haben. Die ver-

bleibende Klage ist zulässig und begrtindet.

Der Kläger in  zu 1)  s teht  e in  Anspruch gegen d ie Beklagte zu,  das Vor l iegen der  Voraus-

setzungen des $ 60 Abs. 7 AufenthG hinsichtl ich der Republik Serbien festzustel len. Die

6 -



- 6 -

Ziftern 3) und 4) des Bescheides vom 05.01 .2012 waren daher insoweit aufzuheben und

die Beklagte zur entsprechenden Feststel lung zu verpfl ichten.

Nach $ 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG soll  von der Abschiebung eines Ausländers in einen an-

deren Staat abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine erhebliche konkrete

Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Eine Erkrankung eines Ausländers kann

unter bestimmten Voraussetzungen ein zielstaatsbezogenes Abschiebungsverbot nach

dieser Vorscht'ift begr'ünden. Der Begriff der Gefahr im Sinne dieser Vorschrifi entspricht

dem asylrechtl ichen Prognosemaßstab der beachtl ichen Wahrscheinl ichkeit,  wobei al ler-

dings das Element der ,,Konkretheit" der Gefahr für ,,diesen" Ausländer das zusätzl iche

Erfordernis einer einzelfal lbezogenen, individuell  bestimmten und erheblichen Gefahrensi-

tuation bedeutet (vgl. BVerwG, Urtei l  vom 17. Oktober 1995,9 C 9/95, zit iert nach Juris).

Für eine beachtl iche Wahrscheinl ichkeit reicht es nicht aus, wenn eine Schädigung im

Bereich des Möglichen l iegt. Vielmehr muss ein Schaden mit überwiegender Wahrschein-

l ichkeit zu erwarten sein. Dies ist im Rahmen einer quali f izierten Betrachtungsweise an-

zunehmen, wenn bei zusammenfassender Bewertung des Sachverhaltes und verständi-

ger Würdigung al ler objektiven Umstände die für eine Rechtsgutverletzung sprechenden

Umstände größeres Gewicht haben ats die dagegen sprechenden Tatsachen. Erheblich

und konkret ist eine entsprechende Gefahr, wenn sich der Gesundheitszustand des Aus-

länders im Fall  einer Abschiebung wegen fehlender Behandlungsmöglichkeiten im Ziel-

staat alsbald wesentl ich oder sogar lebensbedrohlich verschlechtern würde (vgl. hierzu

nur: BVerwG, Urtei l  vom 29. Jul i  1999, I C 2199; Urtei l  vom 25.11.1997, I C 58/96, jeweils

zit iert nach Juris).

Dementsprechend kann von einer erheblichen Gefahr im Sinne von S 60 Abs. 7 S. 1

AufenthG nicht schon dann gesprochen werden, wenn ledigl ich eine Heilung eines Krank-

heitszustandes des Ausländers im Abschiebungszielstaat nicht zu erwarten ist, oder wenn

der Ausländer die - ausreichenden und zugänglichen - Behandlungsmöglichkeiten im

Heimatland nicht nutzt, weil  in Deutschland ein besseres Behandlungsniveau festzustel len

ist. Eine krankheitsbedingte, zielstaatsbezogene Gefahr in diesem Sinne kann sich im

Einzelfal l  auch daraus ergeben, dass der erkrankte Ausländer eine an sich im Zielstaat

verfügbare medizinische Behandlung tatsächlich nicht erlangen kann.

Dies ist vorl iegend der Fall ,  Die Klägerin zu '1) ist aufgrund ihrer besonderen Situation

nicht in der Lage, die grundsätzl ich mögliche Behandlung in Serbien zu erlangen. Zwar ist

es nach der Rechtsprechung der Kammer grundsätzl ich auch Angehörigen der Minderheit
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der Roma in Serbien möglich und zuzumuten, nach einer Rückkehr im Rahmen des ser-

bischen Gesundheitssystems, das möglicherweise westeuropäische Standards nicht er-

reicht, wie jeder anderer Serbe zu leben. Dabei ist al lerdings zu beachten, dass der Zu-

gang zur medizinischen Versorgung sich für Angehörige der Minderheit der Roma trotz

gesetzl ich verbtirgter Gleichbehandlung faktisch schwieriger darstel l t  als fur die Mehr-

heitsbevölkerung.

Für den Fall  der Klägerln zu 1) ist davon a-uszugehen, dass sie aufgrund ihrer osychi-

schen Situation nicht in der Lage sein würde, die grundsätzl ich mögliche Verhandlung in

Serbien zu erlangen. Neben den bestehenden sprachlichen Schwierigkeiten dürfte insbe-

sondere bereits die prognostizierte starke Verschlechterung der psychischen Situation es

für die Klägerin zu 1) unmöglich machen, adäquaten Zugang zum serbischen Gesund-

heitssystem zu erlangen. Damit ergibt sich eine konkrete Gefahr im Sinne von $ 60 Abs, 7

S. 1 AufenthG für die Klägerin zu 1), wenn sie im gegenwärtigen Zeitpunkt nach Serbien

abgeschoben würde. Nach den im Laufe des Verfahrens vorgelegten ärztl ichen und

psychologischen Stel lungnahmen steht zur Überzeugung des Gerichts fest, dass die Klä-

gerin zu 1) aufgrund einer erl i t tenen Vergewalt igung in Serbien an einer posttraumati-

schen Belastungsstörung und einer schweren depressiven Störung mit Angsten und Sui-

zidali tät leidet, die nur an einem sicheren Ort, d. h, außerhalb Serbiens, ohne Gefahr für

Leib und Leben im gegenwärtigen Zustand behandelbar ist. Die im angefochtenen Be-

scheid geäußerten Bedenken hinsichtl ich der Verlässl ichkeit der Anamnese bestehen

aufgrund der seit Jahren andauernden, engmaschigen Behandlung der Klägerin zu 1) mit

Hil fe einer Dolmetscherin nicht mehr. Die eingereichten Stel lungnahmen und Diagnosen

basieren damit auf einer ständigen Behandlung der Klägerin zu 1). Sie sind von mehreren

voneinander unabhängigen Stel len verfasst worden und stehen damit auf einer sol iden

Basis .  Auch in  der  mündl ichen Verhandlung machte d ie Kläger in  zu 1)den Eindruck e iner

schwerkranken, gebrochenen Frau. Die Gefahr einer schweren Retraumatisierung wäre

im Falle einer Rückkehr nach Serbien nach Auffassung des Gerichts schon deshalb ge-

geben, da dieses Land dadurch, dass die Klägerin u. a. von einem uniformierten Polizi-

sten vergewalt igt worden ist, für die Klägerin für Verfolgung und Bedrohung steht.

Damit steht zur Überzeugung des Gerichts fest, dass der Kern der Krankheit der Klägerin

zu 1) so untrennbar mit dem Herkunftsland und der dort erl i t tenen Traumatisierung ver-

bunden ist, dass sie die notwendige Hilfe und Behandlung dort tatsächlich im Sinne der

höchstrichterl ichen und obergerichtl ichen Rechtsprechung nicht ,,erlangen" könnte, son-

dern vielmehr aufgrund ihrer individuellen Vorgeschichte gerade dort nicht ,,behandelbar"
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wäre in einem Sinne, der schwersten Retraumatisierungen und psychischen Leiden mit

erheblichen konkreten Gefahren auch für Leib und Leben entgegenwirken könnte. Somit

ist in diesem Einzelfal l  ein zielstaatsbezogenes Abschiebungsverbot nach $ 60 Abs. 7

AufenthG gegeben.

Der verbleibenden Klage war daher stattzugeben.

Die Kostenentscheidung folgt aus S 155 Abs. '1 VwGO. Dabei ist der zurückgenommene

Teil des Verfahrens in die vorl iegende Gesamtkostenregelung mit einbezogen worden.

Die Gerichtskostenfreiheit beruht auf $ 83 b Abs. 1 AsylVfG, die vorläufige Vollstreckbar-

ke i t  auf  S 67 VwGO iVm $$ 708 Nr .  11,711 ZPO.

Rechtsmittel belehru nq :

Das Urteil ist, soweit die Klage zurückgenommen worden ist, gemäß $ 80 AsylVfG unan-

fechtbar.

tm Übrigen ist gegen dieses Urtei l  das Rechtsmittel der Berufung statthaft, wenn diese
von dem Oberverwaltungsgericht zugelassen wird, Die Zulassung der Berufung ist inne-
rhalb von einem Monat nach Zustel lung dieses Urtei ls schrif t l ich oder zur Niederschrif t
des Urkundsbeamten der Geschäftsstel le beim

Sehleswig-Holsteinischen Verwaltungsgericht
Brockdorff-Rantzau-Straße 1 3
24837 Schleswig

zu beantragen. Der Antrag muss das angefochtene Urtei l  bezeichnen und die Gründe,
aus denen die Berufung zuzulassen ist, darlegen.

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Betei l igten, außer im Prozesskostenhil-
feverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gi l t  auch für Prozess-
handlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als
Bevollmächtigte sind nur die in $ 67 Abs, 2 Satz 1 VwGO bezeichneten Personen zuge-
lassen. Behörden und jurist ische Personen des öffentl ichen Rechts einschließlich der von
ihnen zur Erfül lung ihrer ötfentl ichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können
sich durch eigene Beschäft igte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäft igte
mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder jurist ischer Personen des ötfentl i-
chen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfül lung ihrer öffentl ichen Aufgaben gebil-



- 9 -

deten Zusammenschlüsse ver t re ten lassen.  Ferners ind d ie in  $ 67Abs.2 Satz2 Nr .3 b is
7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ein
Betei l igter, der nach Maßgabe des S 67 Abs. 2 SaIz 1 VwGO bzw. g 67 Abs. 2 Satz2
Nr. 3 bis 7 VwGO zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.

Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Gericht auftreten, dem sie angehören.
Ehrenamtl iche Richter dürfen, außer in den Fällen des S 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 VwGO,
nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören.

Meyer


